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Vermögensanfall & konkreter Zweck
Halten Sie sich bei Ihrer Vermögensbindungsklausel an das Gesetz!
FG Niedersachsen, Urteil 25.04.2024 [Aktenzeichen 10 K 70/21, Rev. (BFH: V R 10/24)]

Den „Preis“ der Gemeinnützigkeit zahlen Sie

mit einer Vermögensbindungsklausel in Ihrer

Satzung.

Wenn Ihr Verein sich auflöst oder seine steu-

erbegünstigten Zwecke aufgibt, muss das ver-

bleibende Vermögen entweder auf eine an-

dere steuerbegünstigte Körperschaft oder die

öffentliche Hand übertragen werden. Der Ge-

setzgeber lässt Ihnen die Wahl, ob Sie einen

konkreten Empfänger schon jetzt in Ihrer Sat-

zung festlegen möchten oder lieber den kon-

kreten Zweck. Ob eine Kombination dahinge-

hend möglich ist, dass weder der konkrete

Empfänger noch der konkrete Zweck benannt

wird, hat das Finanzgericht Niedersachsen

(FG) entschieden.

Im Streitfall lautete die Vermögensbindungs-

klausel des Vereins: „Bei Auflösung oder Auf-

hebung der Gesellschaft oder bei Wegfall

steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen

der Körperschaft […] an eine juristische Person

des öffentlichen Rechts [oder] an eine andere

steuerbegünstigte Körperschaft, die es unmit-

telbar und ausschließlich für gemeinnützige

und mildtätige Zwecke zu verwenden hat.“

Nach Ansicht des Finanzamts war diese Rege-

lung nicht hinreichend klar und umfassend

formuliert. Das FG hat diese Satzungsklausel

ebenfalls bemängelt, weil sie den Grundsatz

der Vermögensbindung nicht hinreichend ab-

bilde. Satzungsbestimmungen zur Vermögens-

bindung seien nach Maßgabe der Mustersat-

zung nur dann hinreichend bestimmt, wenn

sie klare Angaben dazu enthielten,

 an welche konkrete Empfangskörper-

schaft (Destinatär) das steuerbegünstigt

angesammelte Vermögen später überge-

hen und/oder

 zur Verwirklichung welcher konkreten

steuerbegünstigten Zwecke der (unbe-

nannt bleibende) Destinatär das überge-

gangene Vermögen im Anschluss aus-

schließlich und unmittelbar einsetzen

solle.

Diesen inhaltlichen Vorgaben wurde die in

doppelter Hinsicht unbestimmte Satzungsre-

gelung nicht gerecht. Sie ließ gänzlich offen,

an welche konkrete Empfangskörperschaft das

steuerbegünstigt angesammelte Vermögen

später übergehen sollte. Für welchen Zweck

der (unbenannte) Empfänger das übergegan-

gene Vermögen bei Auflösung oder Aufhe-

bung des Vereins oder bei Wegfall seines bis-

herigen Zwecks verwenden soll, war ebenfalls

nicht konkretisiert.

Hinweis Der Verein hat gegen die Entschei-

dung Revision eingelegt. Nun wird der Bun-

desfinanzhof die Frage beantworten, durch
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welche Formulierung(en) die Satzung einer ge-

meinnützigen und mildtätigen Körperschaft

hinsichtlich des Kriteriums der Vermögensbin-

dung als steuerbegünstigt anzusehen ist.

Brauchen sie einen „Satzungs-Check“? Gerne

prüfen wir, ob Ihre Satzung den steuerlichen

Anforderungen genügt.


